
Baupolizei in der mittelalterlichen Stadt 
Von A d o l f  P f e i f f e r  f.  

Gerade als der Druds dieser Arbeit, die ihn seit seiner 
Studienzeit beschäftigte, beginnen sollte, nahm Oberbaurat 
Pfeiffer für immer Abschied von uns. Geboren 15. Juli 16üü in 
Darmstadt, studierte er am Ludwig-Georgs-Gymnasium und an 
der T. H. in Darmstadt, legte 1904 die Hauptprüfung, 19Oü die 
Staatspnifung im Hochbau ab. Zuvor hatte er 1904-47 als 
Reg.-Bauführer bei den Hochbauämtem in Maiaz und Bad Nau- 
heim gearbeitet und 1905 als Einjähriger gedient. Seit 1908 
war er als Reg.-Baurat beim Hess. Hochbauamt in Bemheim 
und bei der Kreisverwaltung in Friedberg tätig. - Im Kriege 
war er zunächst als Landsturmmann, spater als Reg.-Baurat bei 
der Heeresverwaltung verwandt und kam 1919 als Kreisbau- 
inspektor nach Lauterbach, wo er, 1927 Reg.-Baurat, das Staats- 
bauamt und nebenamtlich die Heimstllttenbauaesellrdraft MMe. 
Darüber hinaus entfaltete er, besonders als ~okitzender des Ver- 
eins für Hefmatueschichte, eine vielseitige Tiitigkeit, aber welcbe 
ihm die Lauterbacher Geschichtsblätte; (Juni- 19341 ein ehren- 
volles Zeugnis und den Dank seiner h i i t b ~ r ~ e r  aussprechen: 
Das Lauterbacher Historische Musum, das es 1931 einzurichten 
gelang, .ist zu einem betrachtlichen Teil seiner hingebungsvollen 
Arbeit zu danken'; an den Lauterbacher Geschichtsblattem 
hatte er "führenden Anteil' und war seit ihrer Gründung (1931) 
bis 1934 ihr Schriftleiter. Diese Erklärung ist um so höher zu 
bewerten. als Rem-Baurat Pfeiffer 1934 auf Grund der Rassen- 
gesetze bereits beurlaubt und die Kreisleitung in Lauterbach 
als rüdrsichtslos bekannt war. Seine Behörde sah mit Bedauern. 
da8 dem verdienten Manne Unrecht angetan wurde, ohne es 
verhindern zu k8nnen. Im Juli 1937 wurde er in den Ruhestand 
versetzt, seit 1938 wohnte er mit seiner Stiefmutter in GieSen, 
der er Treue mit Treue bis in ihr hohes Alter vergalt. Na& 
dem Bankrott des Nationalsozialismus wurde er 1946 reha- 
bilitiert, leitete noch einige Jahre das Staatsbauamt Friedberg 
und trat 1949 als Reg.-Oberbaurat unter Anerkennung seiner 
verdienstvollen Arbeit in den Ruhestand. Seitdem nahm er 
seine unvollendeten geschichtlichen Studien wieder auf, be- 
gltidst darüber, daß es ihm vergönnt war, sein erstes unvoll- 
endetes Werk zu Ende führen zu können. Gerade als ich ihm 
am 29. September 1956 die Naäuicht bringen wollte, da8 der 
Druds beginne, war er wenige Stunden zuvor verschieden. 

Möge diese Arbeit *) ein bleibendes Andenken an den stillen, 
besdiieidenen, wertvollen Menschen bleiben, ebenso wie der 
schöne Neubau der Kirche in Niederweisel, die er 1955 mit uns 
besuchte, ohne daB er ein Wort darüber sagte, wer der Bau- 
leiter gewesen ist. Der Herausgeber. 

*) Die Bemühungen des Herausgebers vermochten die kundige Hand dea 
Verf. bei der letzten Durchsicht, zumal der Anm., leider nicht zu ersetzen. 
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I Bauvorschriften und Gesetze bereiten den Baulustigen heute g 
manchen Verdnil). Wandert man durch alte Städte und Dörfer, 7 
kommt man in ,Versuchung zu glauben, da8 in früherer Zeit jedef 
nach seinem Geschmack und Belieben habe bauen können. Eiq 
Studium alter Urkunden und Gesetze zeigt aber, dai3 dies keines' 
Wegs der Fall war. Es bestanden von alters her 
nächst mündlich überliefert auf dem .geding 
sammlung aller in einer Gemeinde oder sonstigen 
schaft verbundener Männer) durch .vogt, meyer, 
besonders dazu beauftragte und mit dem alten Herkommen vertraut 

den. ihren ersten schriftlichen Niederschlag fanden sie in den 
Leute meist mehrmals im Jahre bekanntgegeben bzw. verlesen 

Weistum, Uffnung, Gereaitigkeit oder Rodel und ähnlich 
neten Urkunden1), die ihrerseits in den Richtlinien der drei ~piegel 
deutschen Rechtes (etwa 1200 verfai3t) 9 wunelten. Von Wichtigkeit 
ist die Feststellung, dai3 im 12. bis 14. Jh. als dem Zeitraum; auf d 
die vorliegende Abhandlung begrenzt ist, des persönlichen Grund, 
eigentums sich erst entwidcelte. Die Grundstüdre wurden zumeist iq 
Erbpacht oder als zinsbares Eigentum dem Bewerber überlassen (Ein' 
setzung des Bewerbers .in jure colonario'" oder .in jure heredi 
tariom ) gegenüber wirklichem Besitz .possessio corporaIis' 3 ode f 
,de iure pr~prietario'~). Selbst die Gebäude wurden noch ni* 
überall als unbeweglicher Besitz sondern als fahrende Habe ang& 
sprodien7). Da zu damaliger Zeit fast nur Holz- bzw. Fachwerk 
bauten errichtet wurden (Massivbauten waren seltene Ausnahmen 
die infolgedessen oft in Urkunden zur Kennzeidinung der Lage ande 
rer Gebtiude angeführt wurden *), ist die Einstufung verständlich. 

4) L. Ennen, Quellen der Gesdiichte der Stadt K6ln, I S. 522 Nr. 8 
Urk. V. 1180. 

6) Sponheimer, Wetzlar I1 S. 26 Nr. 51. 
6) desgl. S. 45/46 Nr. 84 V. 1269. Für Ansiedlungen in unbebautem Gei 

lände (von wilder Wurzel) bestimmt Art. 79 des Sarhs. Sp. .Swa gebure 
nie d o ~ p  besettet von wilder wortelen, den mag des dorpes herre 
w e n  ervetinsrecht an deme gude, al ne sin sie to deme gude nicht 
boren'; Ssp. S. 376 Art. 79. 

7) Grimm, Wt. I, S. 40. Aus der Stäfner Uffnung: . . . .das hüser fa 
gQt ist gegen den fründen vnd ligend Mt ist gegen den herren.' -1. 
S. 202 . . . 'gemurete . . . hüser . . . sollen . . . wie ander gelegen gu 
geachtet und geerbt. was aber halzeni hiiser sind, die sollend für fahre 
gehalten U. geschabt werden.' 

8)  Hliuselmann, Urk. Braunschweig I11 S. 30 zu 13 von 1323: .dat 
hus---  bey dem steynhus - -'; U. Sponheimer, Wetzlar, ii 
Nr. 492 .sub domo nostra lapidea', S. 187 Nr. 395 .sita - - 
lapideam . 



Vor Beginn des Baues mußte der Bauherr das Einverständnis des 
Grundherrn und außer diesem die Genehmigung der Gemeinde bzw. 
der jeweils zustgndigen Reditspersonen einholen'). In den Stadt- 
rechten wurde schon frühe für Bauplätze, die als .aream (preiburg Br., 
Hildesheim, Brtinn), gelegentlich als .casaleW (Freiburg i. U., Burg- 
dorf), .spatiumm (Brawchweig), .hereditasW (B-) bezeichnet wur- 
den, ein GröSenmaS festgesetzt. So wurde 1196 den ~andrern in 
Hildesheim Baugelände in Parzellengröße von 12 Ruten Länge und 
6 Ruten Breite zugeteilt, wobei jedoch, da das genaue Einhalten 
dieser beiden MaSe nicht immer m6giich war, durch Abänderung 
der RichtmaSe die GröSe der Grundflkhe auf die vorgeschriebene 
Ausdehnung gebracht werden solltel@). In Köln sind Parzellen von 
25 Fuß Breite und 80 f. Tiefe"), in Freiburg i. Br. solche von 50 f. 
Breite und 100 f. Länge U), durch das Berner Recht 't) und die Hand- 
feste von Freiburg i. U. 100 f. Länge bei 60 fuS Breite") und in 
Burgdorf nur 40 f. Breite bei 60 f. Lange=) vorgesdirieben. Aber 
nicht nur derartige volle oder ungeteilte Bauhufen wurden an An- 
siedler abgegeben, sondern öfter auch Teilstü&e ('mediae curiaem 
(Allenstein 1353), 'dimidiae areaem (Padberg 1290), .halve hove- 
stete' (Rüthener Stadtrecht 1310)). Als kleinste TeilstUdre sind in 
dem Stadtverfassungsentwurf von Freiburg i. Br. von 1275 Achtel- 
stüdce erwahnt '6)). Solche Jtnappe Ausma6e der Grundstücke galten 
für Zuteilungen innerhalb des umfriedeten Stadtbezirks, im Weich- 
bild der Stadt konnten wesentlich gröSere Grundstücke ftir Anlage 
von Wirtschaftshufen oder Obst- und andere Gärten zugeteilt wer- 
den. 

War die Platzfrage gekltirt, so mußte der Bauherr sich um Be- 
schaffung der Baustoffe bemühen. Sand- und Lehm-Gruben, Stein- 
und Kalkbrüche und Waldungen waren im Besitz des Reiches (Reichs- 
forste, Bannforste), weltlicher oder geistlicher Grundherrschaften 
oder als Mark- und Almendwaidungen in Genossenschafts- oder 
Gemeinde-Besitz (gemeinmerche, almendwald, waidgemeyne). An- 
fangs war es wohl noch möglich, da6 bei Baulandzuteiluiigen dem An- 

8) Baader, Polizeiverordnungen von Niimberg aus dem 13. bb 15. Jhdt., 
S. 289: .wer aber darüber bawet haus oder Stadel ane der btirger wort, 
der muz V pfunt geben und dasselbe wider abe brechen.' 

10) HIIuselmann, U. Braunschw., II S. 11: .Prahm ecclesie noatre, quod 
situm est ad partem aquilonanem vie, que ducit ad civitatem, babitationi 
Flandrensium hac lege distribuimus, ut unusquiaque habeat aream duo- 
decim virgarum in longum, rer virgarum in latum. si ver0 situ loci exigepte 
minus habebit latitudinis, supplebitur defechis in longitudine.' 

U) Quel. Köln, 111 S. 395 Nr. 412 V. 1295. 
U) H. Ta Gaupp, Stadtrechte des Mittelalters, I1 S. 19 Stiftungsbrief 

Conrads V. Zähringen. 
D) ebenda, 11 S. 544 V. 1218 0 1. 
14) ebenda, IV S. 384 Q 10. 
B) ebenda, 11 S. 12ü V. 1316. 
ir) Gengler, Stadtrechtsaltertümer, S. 373: .es enmag nieman burger 

werdin, nuwande er heige minsten ein ahtel teil an eime hua daz zweiger 
march wert si und unverkümirt (unbelastet).. 



konnte. Die Regel war 
bevollmächtigten Ve 
bestellten Baumeistern oder Förstern 
mui3te. Die Menge des jeweils abzu 

Markrodeln und Weistümern festg 

auer mark", wo nach Genehmi 

I 

V. 1383; 
m) ebenda, Ili S. 428, Wetterau, Büdinger Wald, V. 1380. 
m) ebenda, N S. 334 5 6, Thalweil, Ende 14. Jh. 

I a) ebenda, V S. 608, Waldordnung der Ganerben von 
Weisenheim usw. V. 1400 8 2. 
a) ebenda, N S. 571, Weistum von Walluf und Neuendorf, 
24) ebenda, I S. 514, Wt. der Bibrauer Mark: .vnd ?I iz bynne eym 

mande uffslahen vnd bynne eynre Jarfryst decken, - - 
s) ebenda, N S. 375 8 8, Heratingen U. Ratoldswil um 1400. 

4 Mitteilungen d a  Oberh. M a i t s v e r e i n s  



zwei Jahren. So fordert das Camberger, Würgeser, Erlenbacher 
Märkerding, daß Bauwillige ihren Bedarf beim .forstmefstera an- 
melden und bezahlen (.dan geben von dem hus sechs pfenning und 
vier pf. von einer schewern oder einem bakhus und von eime dorre 
zween pf.'); wenn das erledigt ist ,so soll er es binnen einem 
monat hauen und danach binnen dem nächsten monat verbauen' 
widrigenfalls .als dicke (so oft) dan der forstmeister dabei queme, 
das es nit verbawet enwürde, so dick wird er pfandwer für zehen 
pf." "). Um vorzeitigem Verderb vorzubeugen, mußte Holz, das nicht 
alsbald abgefahren werden konnte, nach bestimmten Zeiten umge- 
wendet werden, wobei jedesmal eine Gebühr (die eynung) zu zahlen 
war, wodurch aber keine Verlängerung der festgesetzten Liegefrist 
erreicht werden konnte. (.Der zimmerholz hauet, der mag es lassen 
liegen jahr und tag, wird es dann verlohren, - - ' ; .und mogen das 
befledsen of dem stamp (Stamm mit Zeichen versehen)*; das andere 
Jahr .sollent sie es umbkeren of die ander site, of das es nit fule', 
das dritte Jahr kann es jeder Merker ungestraft abfahrenm). Li& 
der Bauherr das Holz im Walde verfaulen, so stand ihm kein An- 
spruch auf Ersatz zu und seine Nachlassigkeit wurde meist beson- 
ders bestraft: .lat er aber dasselbe holtz Wen in dem walde, so so1 
man im enkeines anders geben, vnd so1 esz gebessern dem gericht, 
daz er sümig gewesen ist an dem buwe, - - -' 9. 

Um VerstöSe gegen bestehende Vorschriften zu verhindern, mußte 
, salon beim ersten Spatenstich eine Bauaufsicht einsetzen. Diese 

wurde auf dem flachen Land meist durch die SchultheiSen oder die 
Salöffen, in den Städten durch eine vom Rate bestimmte Commission 
oder durch besondere Beamte, die Baumeister (poumaister), ausgeübt. 
In Nümberg z. B. waren fUr jeden Pfarrbezirk je zwei .paumastereR 
eingesetzt und es durfte dort kein Bau ausgeführt werden, ohne daB 
vorher die Erlaubnis des Rates eingeholt und die Baustelle von zwei 
Baumeistern besichtigt war *). Bei Bauten an der Straße wurde die 
Beaufsichtigung durch die beiden Baumeister als unumgbglich nach- 
drüdciichst heworgehobenm). Selbst die Erneuerung eines abge- 
brannten Hauses durfte nicht ohne Erlaubnis des Rates vorgenom- 

ss) ebenda, I S. 575/?6 von 1421 Ziff. 5. 
27) ebenda, I S. 767, Heimgereite zu Landau von 1295; und V S. 615, 

(zw. Queich, Lauter U Rhein) Ramsen 1390. 
a) ebenda, I S. 35 Binnensdorf und Urdorf, 1347. 
m) P). Gottl. V. Murr, Journal zur Kunstgeschichte, Nitrnberg 1778, Teil 

VI, AIteste Polizeyordnungen V. 1286 bis 1304, S. 59: .Ez sint auch hevr 
ze Pawmaistem genomen in sente Sebols pharre Herr Sifrit Strecfadein 
vnd herr Berthold Forthel. In sente Lavrencien pharre herr Otte Muffel 
vnd herr Heinrich der Grosmit.' 

M) Baader, Pol. Ord., S. 289: .und ist daz einer ein schiippfen (Schuppen) 
oder einen stal bawen wil in seinem hofe, dez so1 er niht bawen, er habe 
dan der baumeister mene dabeia U. .Ez soll auch niemant keinen stadel 
bawen in seinem hofe, ob er halt sein bedorft, ane der burger wort vom 
rat. Wer daz brech der mut V pfunt geben.'; ,Ez so1 auch niemand pawen 
gegen die straze, ez sein denne der paumaister zwene dabei; swer daz niht 
tut, der gibet V pfunt haller, ez sei in der stat und vor der stat.' 



I 
men werdensl). In Prag hatten die Schöffen die Aufsicht über das 
Bauwesen auszuführen und die Strafgelder werden an sie abge- 
führt=). In Brünn war jeder Beliebige berechtigt, bei dem ~ichtdr 
der Stadt (einem der Schöffen, die in jährlichem Wechsel das 
amt iibernahmen) jeden Umbau, dessen er ansichtig wurde, 
zeigen, um Bauvergehen vorzubeugena). Als Strafe für unerlaub 
Bauten war außer einer fast überall angesetzten 
tiger Abbruch der Gebäude auf Befehl des Baumeisters angeord- 
netu). Die an dem Bau W ä f t i g t e n  Handwerker traf manchmal 
sogar ewige Verweisung aus der Stadta). In Brllnn war weiter n 
angeordnet, daß die Anlage der Grundmauern (.fundamentum p T- nere") nur in Anwesenheit des Nachbarn vorgenommen w e r d ~  
durfte. Ihm sollte dadurch Gelegenheit gegeben werden, gegen b 
fürchtete übergriffe auf sein Gelände oder Gefkihrdungen seines 2 
Wesens rechtzeitig Einspruch zu erheben. So konnte er 2 B. die 
steliung der Grundarbeiten verlangen, wenn durch sie das 
ment seines Hauses und damit das gesamte Mauerwerk 
wurde #). 

ihre Nachbarn und so zeigt siai schon bei 
der erste Anlai3 zu Streitigkeiten. Die aus- 

Handfesten der Städte Freiburg i. U. und Burgdorf enthaltenm)] 
Diese Bestimmungen gestatten den SchluB, daß man von der seitheq 
Ublichen Errichtung besonderer Kellergebtiude abgegangen und 4 
Unterkellerung der Wohngebäude übergegangen war. In Urkunde? 

a) ebenda S. 289: .Wer aber'daz ein haus abe brunne oder nider vil 
daz mag man wider bawen nach der baumeister rat. Wer aber dar ube 
bawet haus oder stadel ane der burger wort, der - - -' 

rr)  Rössler, Altprager Stadtrecht, S. 50 Nr. 76. 1 
a) R6ssler, Banner Stadtrecht, S. 103, 5 209: .Item si aedificetur in via 

communi et in publica, quilibet potest denunciare judici, quod prohibeat.'i 
s) Baader, Pol. Ord., S. 287, 2. .&wer einen -bau tut . .. U den die 

pautuastere . . . gebietent, daz er den abraume, wer daz gebot brichet und 
d a  niht tut, der gibet ie von dem tage, unde ez im von den paumastem 
wirt gebotten, ain pfunt hellere, . . . . . .' 
a) ebenda: .und swer daran cimmert oder mauret oder iht dar zu ar- 

baitet, der muz sein daiumbe von der stat ewicJi&ema 1 
Rbsler, Bnlnn, S. 102 5 208: .quod ex tali stmctura domus ejus, 

sub cuius iundamento foderet, ruinam minaretur.' 
Hiigard, Speyrer Urhindenbuch, Anhang iV S. 486. 

9) Caupp, Stadtrechte, EI S. W) U. 128. %.~Iii t 3kif C . 



werden sie bezeichnet als cellarium, celarium sub cubiculo~), 
kelrea) oder keller, keler 

In der ersten Zeit bescäränkte man sich darauf, sie in einfachster 
Weise als Vorratsräume anzulegen, die nur von geringer Höhe 
waren und sich wenig aber das Erdreich erhoben. Eine Balkendecke 
schloS sie gegen den Wohnraum ab1 den Zugang bildete eine im 
Hause oder Hof angeordnete Treppe, die mit einer Falltiire ver- 
schlossen wurde. Erst als im 13. und 14. Jh. die Kunst des Wölbens 
allgemein Eingang fand, kam man dazu, die Keller als .gewoifde 
camer' (gew6lbte Kammer)") auszubauen und damit auch für an- 
dere Zwecke, wie Einrichtung von Verkaufsräumen oder Tabernen 
nutzbar zu machen. Dann wurde der Raum erhöht, indem man die 
Gewölbe höher über die Erde heraufführte, wodurch eine bessere 
Einfühning des Tageslichtes ermöglicht wurde. Die Gewölbe selbst 
erhielten reichere Ausstattung. Den Verkehr mit den Kunden suchte 
man dadurch zu erleichtern, daß man die Treppe auf die Straßen- 
seite des Hauses verlegte, sie halbröhrenförmig überwölbte und die 
äuSerste Miindung durch Anfügung eines Verkaufsraumes erwei- 
terte. Aus doppeltem Grunde muSten gerade diese Ausbauten, die 
unter den Bezeichnungen .collum cellarii' 9 .ke1erhalsm *) oder 
,kelrs hals' M) bekannt, in großer Menge errichtet wurden, von den 
Stadtverwaltungen bekbpft werden. Zunäaist bedeuteten sie einen 
Ubergriff auf Gemeindeland, da in den weitaus meisten Palen die 
Errichtung dieser Bauteile nur unter ausgiebiger Zuhilfenahme des 
Straßengeländes möglich war. Hierdurch entstand weiter eine starke 
Behinderung des Verkehrs in einem für Mensdi und Tier gefährlidien 
Ausmaß. Daher benutzten die Stiidte jede sich bietende gilnstige Ge- 
legenheit, um gegen derartige unhaltbare Zustände mit Strenge ein- 
zuschreiten. So bot der Stadtverwaltung in h a g  die i. J. 1331 besdüos- 
sene Pflasterung der Straßen den erwünschten Anlai3, den Abbruch 
aller vorgebauten Kellerhälse und die Zumauerung ihrer Mündungen 
zu verordnen; zugleich wurde darauf hingewiesen, daß bereits bei 
früheren Pflasterungen gleidautende Verordnungen fiir einige 
Strafkn erlassen worden seien*). Dagegen hatte dieselbe Stadt 
gegen die Errichtung von AuSenwand-Kellerhälsen nichts einzu- 

q Quellen K6ln ii S. 92, Nr. 82. 
' 

401 Quel. K6ln. iV S. 391 Nr. 356 U. S. 404 Nr. 368; H8uselmann. Urk. 
~rau8schwei~, 1II.S. 284i Baader, Pol. Ord, S. 288. 

U)  Häuselmann, Urk. Braunschw., iii S. 284 U. Boos, Urkundanbuch der 
Stadt Worms, I1 S. 585. 
U) QueL Kola, N S. 391 Nr. 356. 
u) Rössler, Prager St. R, S. 20 Nr. 32. 
4) Boos, Worms, ii S. SS5 Nr. 880 U. Baader, Pol. Ord., S. 288. 
45) Baader, Pol. Ord., S. 154 Nr. 3. 
U) R 6 d e r ,  Prager St. R, S. 20 Nr. 32: .Et volumus quod omnia colia 

ceilariorum sub tectis et extra tecta, mb testudinibus et extra testudines, 
qnae sunt extra muros et extra parieter domonun in ipsa dvitate sitanun 
immediate, cum magbtri operie sive pavimentationis hujusmodi ad ea psvi- 
mentando pervenerint, obstmantur et muro claudantur, dcut jam factum 
est pluribus ex nobk sub domibus nostris in pavimeatatis plateis.' 



i 

Saiwlarigkeiten vorzubeugen, wurde V 
Keubrhäisen und allen sonstigen Ausb 
Lage wun Bau oder zur StraBe von de 
hih@g gemacht i»). 

So wurde z. B. der Ver- aus dem 
hals vereinigten Verkaufsraumes ve 
gitterung des Fensters verlangtsl'). In 
&e Erlaubnis aweführten Anbauten 
mfgung gutgeheiBi)en und ihre Weiterb4utzung gestattet, wie 
AMtel der Nürnberger Gewerbepolizeiv&duiften etiäihlt "). 



f[ihrt, deren SduPge nach der StrafMb und R&kdt% WM, m 
konnte da8 Ragien- oder Traahvasset W t  ungehhbct ~ i e k m ,  



Für den Hausbesitzer entstand aber 

rade aufsteigender Giebel 
nutzung des Dachraumes 

rtiume aneinandergereiht. Diese ~wischenrtium6 in lateinischen L/r- 
kunden .interstitiamq, sonst als Winkel (.wyn&el'~) oder 
im Brünner Schöffenbuch als .Rain, Reychen, wer, meze U. mezirka' 
bezeichnet, waren bestimmt, das vom Dach abfließende Regenwas r 2 aufzunehmen und weiterzuleiten. Diese Bestimmung wird in e' 
Braunschweiger Urkunde durch die Bezeiainung .ovesbledcm @@) als 
Raum fiir den .ovesval' d. h. den Tropfenfall eindeutig festgel 
Hier sammelte sich das Dachwasser entweder unmittelbar auf d m 
Gelände (Erdboden), das in seltenen Fällen mit Lehm abgedich et 
war, oder in mit Stein oder Holz ausgelegten Gossen (.gotenm 

ohne Freihaltung des Winkels aneinandergereiht wurden, 

I 
Wo Häusermauern hart auf der Grenze erriditet oder die Häuqer 

am Dadifuß aufgehängte a) oder auf die Mauer aufgelegte 6a 

oder Rinnen ("canale, kanlew), kallenw) rennenm?()) die 
abernehmen, das Traufwasser aufzufangen und unb 
nadibarlichen Besitzes nach dem Hof, der Straße oder 
eigneten Ort abzuleiten. Sie waren zumeist aus Holz (.ekenem I =  
eidiene 61)) durch Aufschneiden und muldenförmiges Aushöhlen lei/h- 
ter Rundhölzer oder aus kastenförmig zusammengefügten Brette , r 

5.3 Rössler, Briinn, S. 41 8 78: .pro stiliddis (Daditraufen) tectorp 
,intersticia', vulgariter .wern dicta, .mezirkaa, "raydien' dimittuntur* (ver- 
den offengelassen). 

M) Boos, U. B. Wonns, I1 S. 66718. 
SI) Rössler, Brünn, S. 41 8 78. tm->- J -. ;L i i  
W) o)uaelmann, U. Braunsdiw., 11 S. 330 (Wasser-, Tropf-F1Zldie). 
a) ebenda, 111 S. 223. 1 '  
a) Quel. Koln, IV S. 209: .van deym dache 1 i e g ende  U p s y 'r e 

wan t  syns wsdireven huys eynen kallen gaende hait, de dat wa 
yn dey straysse drait, . . .' 

M) Böhmer, U. FraaLfurt, iii S. 131. I, % 

F a) Häuselmann, U. Braunschw., I1 S. 236.: "dhat he mach legen ene 
rennen und e r sin ovesblec, dhe dhat water draghe in senne hof.'; I 

.+{, :' 

es) Quel. Köln, VI S. 245 U. iV S. 209.. J ; ! :Pg  
k f  i 

rs) Häuselmann, U. Bramhw., I1 S. 236. 
a7) ebenda. !,.-5 1 



in selteneren Fällen aus Metall (vielfach Blei) und nur ausnahms- 
weise aus Stein gefertigt. Die Verpflichtung zur Anlage der Rinne 
wurde entweder bei Erteilung der ~auerlaubnis in derFassung von 
Anleitende) genau festgelegt oder durch Absdduß von Vertrügena) 
und auch Eintragung von dienstbaren Verpflichtungen (als Servitu- 
ten) dem einen oder dem anderen zur Auflage gemacht. In gleicher 
Weise und meist auch gleichzeitig wurde die Verpflichtung zur 
Unterhaltung der Rinne, das "bewaren und bekostegen' geregelt, so 
daf3 die Herstellung und Erneuerungen dem einen oder auch beiden 
Nachbarn als dauernde Verpflichtung zufie1"O)n). Die Aufhängung 
wurde oft nur auf Widerruf gestattet, damit der angrenzende Nach- 
bar nicht geschädigt oder in der Durchführung eigener Bauvorhaben 
besduänkt würden). Nicht immer wurde die gänzliche Entfernung 
der Rinne verlangt, sondern man begnfigte sich damit, da6 die vor 
der Mauer verlegte Rinne auf die Mauer gehoben und dort belassen 
wurde 9. 

D& gerade die Frage der Ableitung des Traufwassers oder die 
der Benutzung der Winkel und viele damit im Zusammenhang ste- 
hende Erscheinungen oft zur Störung der freundnachbarlichen Be- 
ziehungen geführt haben und daß sie auch oft für die Stadtverwal- 
tungen die nie versiegende Quelle von Argernis und Streitigkeiten 
bildeten, 1Wt sich leicht denken7'). Sie wird oft geregelt in den 
servitutes, den Dienstbarkeiten z. B. in den Brünner Stadtrechten 
aus dem 13. und 14. Jh. Dort werden unter anderen genannt: servitus 
tigni in parietem immitendi = Balken- oder Tram-Recht (d. h. es 
können Balken in oder auf die Mauer gelegt werden); serv. oneris 
ferendi ' Recht der Bürdtragung; serv. luminum ' Licht-, Fenster- 
Recht; serv. prospectus = Recht des freien Ausblickes; serv. stilli- 
cidii recipiendi Verpflichtung zur Aufnahme des nachbarlichen 
Traufwassers; serv. fluminis recipiendi ' Verpflichtung zur Duldung 

9 Böhmer, U. Frankfwt, 111 S. 232. Anleite über den Neubau eines 
Hauses in der Fahrgasse. 
a) ebenda. I. S. 236, Vertrag zwischen zwei Naaibarn. 
70) BOOS, U. B. Wonns, S. 232: .Agnes von Priesenheim und der convent 

zu male dez groszq convents hinter sant Stephan . . . . dun kunt . . . . daz 
wir ummer eweklichen den kannel, der do geet von dez huse von Bnm- 
necken uff unsers conventes hus in unsern kannel, bit unser koste und 
arbeit sollen legen und wider machen, als dicke (so oft) er alle geet und 
zurbrichet, umb daz wir verbuwet han dez selban huses drauff.' 

n) Häuseham, U. Braunschw., ii S. 236: .unde Wanne dhe rennen 
overgat, so schal se dhe man laten wedher maken, dhe inne Janes hove 
wonet.. 

n) HHlluselmann, U. Braunschw., ii S. 236: .Werdhet dhe uter Nlgenstat 
dhes to rade hima, dhaz se buwen willet an dhat ovesblec, he saial et 
afbreken.' . 
9 ebenda, Iii S. 233: .G. Goldsmet hevet ene rennen lidiende in 

A. Reymers hoeve buten siner want. Wanne A. eder syne erven dat 
esdet, so schal G. de rennen leghen up sine murlatten, unde A. sdml dat 
water, dat ut der rennen vallet, liden' (eschet = heisait). 

74) Quel. Kbln, V1 S. 245: .gelaicht hait zuwerts (quer) oever die straisse 
up die gademe, dae intghain oever stainde, - - - eine kallen.' 



des Ausgußwassers; serv. cloacae inmittendi = Schleusenrecht; serw 
sterquilinii inmittendi = Recht zur Anlage von Abzuchten (Kanäien); 
serv. projiciendi protegendive ' Erkerrechti serv. per fundum eundj 
= Gangrecht; als .verneinende Dienstbarkeiten': serv. altius non 
tollendi = Verbot, höher zu bauen; serv. ne luminibus officiatur =I 
Verbot, eine Lichtquelle, ne prospectui officiatur = Verbot den1 
Ausbliäc zu fordern; serv. sfillicidii non recipiendi = Ablehnung des 
Dachtropfens; serv. fluminis non recipiendi = Verbot des Aus- 
gie0ens '!J). 

Und nun nach Abschluß dieser Einschaltung zur Betrachtung der 
Bauten zurüäc. 

Als Folge des Raummangels im Stadtbering bzw. des engen An- 
einanderschließens der Bauplätze ist die Frage der vollen Ausnut- 
zung des Grundstüäcs zu wirtschaftlichen Zwedren als besonders 
vordringlich zutage getreten. Durch Grenzabstand oder Winkel ging 
fiir die Besitzer wertvoller Baugrund ebenso verloren wie bei Er- 
richtung zweier unmittelbar aneinander an-ießender Hauswände. 
Kam eine Einigung der Nachbarn zu gemeinsamer Benutzung einer 
Außenwand zustande, so konnte dies den Beteiligten erwünschte 
Vorteile bringen: .auch ist geredit, das die steynen gybilwand zu- 
sehen Roseneäce und deme Raven hindene in dem stalle halb horit 
zu Roseneäce und halb horit zu Raven' W). Wurden Neubauten 
neben bestehenden Bauten errichtet, so suchte der Bauherr möglichst 
das Trammrecht von seinem Nachbar zu erwerben, das heißt, die 
Erlaubnis, sein gebälk in dessen Wand einlegen zu dürfen. Bei Auf- 
stellung der in jedem Falle notwendigen Urkunden konnten Be- 
schränkungen insofern vorgesehen werden, da0 die Zahl der ein- 
zulegenden Baiken festgesetzt wurde und nicht überschritten werden 
durfte oder einzelne Bauteile von der Dienstbarkeit des Bürdtragens 
ausgenommen wurden. Sollte neben oder Ms+en bestehenden nie- 
deren Bauten ein höherer Neubau aufgeführt oder ein niederer auf- 
gestockt werden, so suchte der Bauherr die Erlaubnis zum Aufbau 
seiner Mauer auf den schon bestehenden niederen Mauem seiner 
Nachbarn zu erwerben. Manchmd wurden schon beim Verkauf eines 
Grundstiiäces dem Käufer die Dienstbarkeiten vertraglich auferlegt, 
um dadurch späteren Nachbarstreitigkeiten möglichst vorzubeugen, 
wenn sie auch bei der Fülle der durch die dichte Bebauung beding- 
ten Reibungsflächen nicht gänzlich zu verhindern waren. Als ein 
in dieser Absicht unternommener Versuch mui3 es angesehen wer-/ 
den, wenn bei gemeinsaiaftlich benutzten Mauem die Bedingung 
miteingebunden wurde, da0 jeder der beiden Nachbarn verpflichtet 
war, den Zustand der Wand auf der von ihm benutzten Seite so zu 
unterhalten, da0 keinerlei Beschränkung der ihr auferlegten Dienst- 

m) R6ssler, Brünn, S. 282-283, Capituium de servitutibus. 
Böhmer, Urk. Prankfurt, 11 S. 24US und I S. 236; Wiese, Urkunden- 

buch der Stadt Wetzlar, I S. 226 Nr. 480 und Sponheimer, Wehlar. I1 / 
I S. 139 NI. 265. 



barkeiten durch nachlässigerweise eingetretenen Zerfall oder ander- 
weitige fahrlässige oder mutwillige Zerstörung eintreten konnte. 

Uber die Stärke der Mauem waren Vorschiften noch sehr selten 
und ebensowenig gebräuchlich, wie bestimmte Vorschriften über das 
bei ihnen zu verwendende Material. Nur eine Vorschrift über Mauer- 
stärke findet sich im Schöffenbuch der Stadt Brünn in einem Urteil 
Über eine Abortanlage zwischen zwei Häusern, die in den engen 
Winkeln nur gestattet wurde, wenn die Hausmauer drei FuS stark 
und die Mauer des Pnvetes (Abort) eineinhalb FuS stark gemauert 
warn). in Rüäcsicht auf Feuersicherheit begnügte man sich im aii- 
gemeinen mit ähnlichen einfachen Bestimmungen, wie sie die Rechts- 
Spiegel aufgestellt hatten: ,man schol auch di ofen bewaren an dem 
fewr, daz di funken nicht varn gegin eins andern mannes hoff zu 
schoden'18). Nur einzelne Stadtverwaltungen, wie z. B. die von 
Brünn, verfuhren hierbei sorgfältiger und schrieben einen feuer- 
sicheren Abschluß der Feuerstatt durch eine Lehmwand vor"). In 
Komneuburg findet sidi sogar schon 1384 zum erstenmal die urkund- 
liche Erwähnung einer Feuermauer als Bezeidinung für eine steinerne 
Sdieidemauer so). Dagegen behandelten andere Städte diese wichtige 
Frage sehr oberflächlich, indem sie, wie z. B. Braunschweig, nur zur 
Vorsicht beim Gebrauch des Feuers mahnten: .malk (jedermann) 
scal sen to sineme viure' a). Besondere Beachtung erfuhren vielfach 
die zu gewerblichen Zwecken gebrauchten Feuerstätten, die nur 
alizuoft ohne Rücksicht auf die von ihnen drohende Gefahr ohne 

. Sicherheitsmaßnahme an beliebigen dem Benutzer günstig erschei- 
nenden Stellen aufgestellt wurden. in Nürnberg erlieS der Rat ein 
Verbot von offenen Feuern auSerhaib des Hauses: .ez so1 auch nie- 
man auswendig dez hauses drischufel (Schwelle) vor dehainer tur, 
noch vor den kelren feur noch rauh haben, - - - 'W).  In Brünn 
waren Handwerker, deren Gewerbe häufigeren Gebrauch des Feuers 
bedingte, gehalten, einen Sddot, bezeichnet als .ein eigens errichtetes 
gebäude' aufzuführen, das den Rauch auSerhalb des Daches ohne 
Nachteil für die Nachbarn ableiten sollte?. Wohl war die Möglich- 
keit der Emchtung von Rauchabzügen (rouaihaus genannt) schon 
lange bekannt und in Burgen, Fürsten- und Adelssitzen angewandt 
auch für gleichzeitige Abführung des Rauches mehrerer Feuerstätten 
aus verschiedenen Geschossen ausgebildet, fand aber im Bürgerhaus 

W )  Rössler, Briinn, S. 10314 Q 210. 
78) Rössler, Prager St. R., S. 150 Nr. 168. 
m) Rossler, Brünn, S. 102 9 208: .Item locus ignis argilla taliter liniatur, 

ne scintiliae volent in curiam vicini sui in damnum' 
W) M. Heyne, Das Deutsche Wohnungswesen, S. 238. 
U) Häuselmann, Braunschw., I S. 44. 
a) Baader, Pol. Ord., S. 277 Q 6. 
rt) Rössler, Briinn, S. 103 Q 208: .item fabri, pistores et consimiles me- 

dianici, qui in exercendis laboribus suis igne frequenter utuntur, fumum 
ejusdem ignis in fumario, seu aedificio ad hoc specialiter facto, extra 
tectum in aerem deducere debent, ne sub tectum in latum diffusus vidnis 
incommodum faciens eos inquietet.' 



noch wenig Anwendung. Beim einstigen Ehraumhaus befand sidb 
die Herdstelle in der Mitte, das Feuer braqnte oft ohnq Feuer- 
oder sonstige sichere Unterlage unmittelbar auf dem ~geglatteteo 
Lehmestrich, der Rauch verzog sich durch e ~ e  in der De& angeord- 
nete Uffnung in den Dachraum. Na& dem /~uflcommen der Unter- 
teilung in mehrere Einzelrliume verlor die ~euerstelld ihren be- 
hem&enden Mittelplatz und wurde an eink Seitenwanii (meist im 
.Arenm (Ern), dem ials K6che und Wohnraq eingerichtktien Durch- 
gangsraum), versdilpben. Uber ihr wurde eipe dachförmlg ausgebil. 
dete Rauctihaube aus mit Lehm überzogend mechtwerk angeordnet, 
die durch einen Schlot den Rau& in &raum abbete.  Zw 
Beheizung weiteret Räumiidikeiten manchmal1 Gluttöpfe 
Glühpfannen oder sonstige primitive ~ e h d t e r  ohne j a  Feuer- 
schutz. Der hierbei entstehende Rauch, RqB und Ge& war fiii 
Bewohner und Haus eine stark empfunden ' Belästigud, woitir als 
Beweis ein im 11. Jh. gebräuchliches Spri tb wort erwähnt werden 
soll: .sunt tria dampna domus: imber, mald femina, f d u s  (für ein 
Haus bestehen drei Gefahren: Platzregen, / böse Frau, Rauch)'Y 
Solch einfache Feuerungen veranla6ten zup Teil die so häufigen 
Stadtbrände des Mittelalters, die die zustänfigen Obrigkeiten durch 
allerlei EinzelmaSnahmen zu verhindern suchten. Die Strafandrohung 
flir den Besitzer des durch Brand beschädiflen Hauses konnte nicht 
viel Erfolg haben9, es galt vielmehr die Verhiitung des Brandaus 
bxuches zu erreialen. Zu diesem Zweck winde in den ~Hamburgei 
Zunftrollen in der Satzung ffir die Sduni<de angeordnet, dai3 die 
SChmiedemeister viermal im Jahr gemeinsab mit densmm Rat bo 
stsiiten Feuendiauem aiie Feuerstellen +cbtigen, geführliche Zu 
stthde dgen und deren Abstellung veranl sollten*). Ahdichel 
Ebdcfitungen trafen viele andere Städte, F a s t  im 15. Jh. und 
sp&er fanden die bei den Besichtigungen gpammelten Erfahrung613 
ihren Niedersailag in Verordnungen und *eben. 

Neben dem leichtsinnigen Umgehen mit Feuer erkanote man ah 
Hauptgrrind ffir das verheerende Ausmaß ,von Bränden das Fest. 
halten an alt iiberkommenen Bauweisen insbesondere der Eindedrung 
der Dächer mit sogenannten weichen Baustoffen wie Reiser, Rohr, 
Sal f ,  Stroh und Holzsdrindeln sowie Brettern und weiter der Er- 
richtung der Häuser als Holz- und Fachwerkbbauten. Als Beweis, d& -- 
a) M. Heyne, Wuhnungswesen, I S. 118 ff. 

I 

Caupp, Stadtrecht. U A M t t  >W, D$ äiteste Redit mn Wien 
V. 1221, S. 225 ff.: PoUzeiliche Bestinunungen: .penn in dem Hause eines 
BQrgers ein Feuer exitseht, so da6 man die Fiamme aber dem Dache er- 
biiekt, so soii derselbe dem Riditer ein Pfund als Strafe Ist jedod 
das ganze Haus niedergebrannt, so soii dieset !%bade als breichendc 
Strafe gepten.' 

cr) 0. Rüdiger, Die äitesten ~ambur~i&ed Zunftroiien iund Brüder 
sdmibsbtuten, S. mff. 5 14: .so eolen de mestere mid den vürscbou 
weren eer (4) werve (mal) des yares umme gan M deme (Amt) und( 
beden, dat een jeweldr to syneme vüre se, <lat dar nen iidiade af eni 
kame. - - -' Den Meistem selbst wird der Gebrauch von Feuer nad 
Sonnenuntergang verboten. 



gemauerte Häuser bei weitem an Zahl hinter den in leirhter Bauart 
errichteten Wohnstätten zurückstanden, möge ein Auszug aus Königs- 
hofens Chronik von Straßburg aus der Zeit von 128ü bis 1397 die- 
nen. Danach wurden 1298 -355' Hauser, 1343 .53', 1373 .80' und 
1397 sogar .400' Hofstatten ein Raub der Flammenq. Ahnlich 
lauten die Berichte Closeners aus derselben Zeitm). Um solchem Un- 
heil vorzubeugen, wurde in Niimberg angeordnet, wer bauen woile, 
sollte mit Ziegel oder Lehm bauen, wo beim Mangel an gebrannten 
Ziegeln die Verwendung von Lehm in der Form von luftgetrodsneten 
Ziegeln, als Stampflehm (wie z. Z. Beton) oder als Fachaus~ung 
über Holzgeflecht und Gebälk eine wesentliche Verminderung der 
Brandübertragung bedeuteteng). Im dlgemeinen wichen die Holz- 
bauten zuerst im nordöstlichen Deutschland dem mehr und mehr die 
Oberhand gewinnenden Badssteinbau. In Breslau wurde 1363 ver- i 
ordnet, daß alle Holzhäuser durch Steinbauten ersetzt werden soll- 1 
tenso). Das Stadtbuch von Stralsund verzeichnet nach Below in der I 

Zeit von 1270 bis 1310 -36 Steinhäuser, 29 Lehmhäuser und nur 
2 Holzhäuser, dann aber 1310 bis 1342 .85 Steinhäuser, 3 Lehm- 

* 

häuser und 2 Holzhäuser' 81). Durch Uberweisung von Bauzuschüssen 
und Aussetzung von Prämien (der Rat von Hildesheim gibt 1381 eine 
solche einem Bürger ,dat he - mure sin hus mit teyghelep) suchte 
man die Einwohner zur Erbauung feuersicherer Bauten zu veran- 
lassen"). Lehm und Bmchsteine wurden oft kostenlos aus städtisdlen 
Gruben und Brüchen zur Verfügung gestellt und die Beschaffung von 
Darhziegeln und Mauersteinen förderten die Städte durch Einrich- 
tung eigener Ziegeleien, deren Erzeugnisse manchmal nur den Orts- 
eingesessenen verkauft werden durftenm). Auch bei der Bekämpfung 
der in der Verwendung weichen Dachdedrungsmaterials begrün- 
deten Gefahren erscheint Niimbergs Polizeiordnung vorbildlich. Un- 
ter Festsetzung von Geldstrafen wird angeordnet, da6 bestehende 
Brettereindedrungen innerhalb einer bestimmten Frist durch Ziegel- 
bedachung zu ersetzen sind, daß Eindecken mit rohen (ungesrhiitzten) 
Schauben (Stroh- U. dgl. Bündeln) verboten ist, daß dagegen mit 
Lehm allseitig überzogene und bestrichene Schauben zugelassen sind. 
Für Ziegel (Mauer- sowie Dachziegel) sind Maßmodeile angefertigt 
und an allgemein zugänglichem Orte als .Eichmaßp angebracht. Der 
Verkauf von Ziegeln ist nur nach einer in der Ziegelhtitte vorzu- 
nehmenden Prüfung auf Maß, Brand und Güte durch drei geschwo- 
rene Meister erlaubt. Verkauf schlecht gefertigter Ziegel wird be- 

n) Chroniken oberrhein. Stadte, I1 S. 751 ff. 
m) ebenda, I S. 95 ff. 
so) Baader, Pol. Ordn., S. 287.: .Swer audi pauwen will der so1 mit 

Ziegeln oder mit laime pauwen.' 
W) G. Korn, Breslauer Urkundenbuch I. 
81) Below, Das Hltere deutsaie Städtewesen und Bürgertum, S. 68. 
") Döpner, Stadtrechnungen von Hildesheim, I S. 37. 
m) Baader, Pol. Ordn. Niirnberg, S. 287: .ez saiol nieman dehainen 

ziegel der hie gebrennet wirt, niht verkaufen vdn der stat ausleuten, - -.' 



straft"). Seit dem 12. Jh. ist die Verwendung von Schiefer (lamina 
later, layen, leye, scheverstein) entsprechend dem natürlichen Vor 
kommen dieses Gesteins gebietsmaßig beschränkt in Aufnahme g 
kommen und gewerbsmwig ausgeführt. Das Schieferdach wurde 

I 
il 

der Bewertung seiner Feuersicherheit dem Ziegeldach gleichgd 
stellt"). Die Herstellung von harten Bedachungen (Schiefer- und 
Ziegeldach) wurde vielerorts durch Geldzuweisungen oder steuert 
e r ld  gefördert*) und damit das sonst nur durch EdaB von Ver 
boten erstrebte Ziel der Minderung der Brandgefahr schneller er 
reicht. 

Fenster und Türen sollten allgemein nur auf 
Hofseiten angebracht werden. Die Gebäudeseiten n 

ZU dulden, beruhte zumeist auf dem Vorhandense 
chenden Servitutes (der .semitus luminum' oder . 
tus') W). Es durfte demnach nur Fenster nach dem N 

Entsprechend war je nach der Art der einem Grund- bzw. Hau 
besitzer zustehenden Gerechtsame, dessen Nachbar die Verbauun 
oder Verdunkelung einzelner oder aller Liaitöffnungen, ja sogar di 
vollständige Zumauerung gestattet oder verboten. War dem Ba J 
herrn die Dienstbarkeit auferlegt, das Tageslicht des anderen ZU e t 

M) Ebenda: .ez suln auch die den erlaubet ist mit brettern zu deckenng, 
gedeckt haben mit Ziegeln auf sent gilien tac [St. Egidius, 1. Sept.]; ddr 
dez niht tut, man pfendet in umbe V pfund haller.' .nieman so1 in d 



halten, so konnte er wohl Gebäude vor den Fenstern errichten und 
auch einen Teil der Fenster zumauern, solange das in das betroffene 
Haus, bzw. die Raume, in deren interesse die Dienstbarkeit errichtet 
war, unmittelbar oder mittelbar einfallende Licht hhetchend war, 
M als Tageslicht anerkannt zu werden, während die Dienstbarkeit 
.das Licht nicht zu vermachen noch zu verdunkeln' jede das Licht 
im geringsten beeinträchtigende Bautatigkeit untersagte. Bestand 
jedoch nur die Gerechtsame des Ausblidcens oder Aussehens in 
irgendeiner eingeschränkten Form, z. B. als "lustig Aussehen', d. h. 
des Ausblickes nach einem schonen hinkte, einem Garten oder der- 
gleichen, so konnten alle übrigen diesem Zwecke nicht dienenden 
Uffnungen verbaut werden. Es war also die Erlaubnis zur Anbrin- 
gung von LichtÖffnungen sowohl örtlich wie auch nach Zahl und 
Gröfie mandmal auch zeitlich eingeschränkt und m d t e  immer dur& 
einwandfreie Urkunden oder Zeugen nachweisbar sein?. Die Ein- 
tragung von Gerechtsamen und Dienstbarkeiten erfolgte in Kauf- 
urkunden, in Rechtsbtichem (Degedingebiichern in Bramschweig), in 
Anleiten (in Franldurt), in Sdueinsnoten oder Sdminsbti&em (in 
Köln). So findet sich in den Frankfurter Anleiten der Eintrag Uber 
ein dem Hausbesitzer zustehendes unbesduänktes Liai-t: .W- 
darf er me vinster an sime huse, das da heizet der Vinken hus, die 
mag er wal madien' (wenn er mehr Fenster bedarf, kann er sie 
machen) und der Saiutz des Lichtrechtes durch eine einem neu- 
bauenden Nadibarn auferlegte Dienstbarkeit: .ou& insal meister 
G. adir wes das hus ist, hindene in deme hobechene keinen bu dun, 
der der Walhusim huse sin licht moge benemen' (es darf im Höf- 
chen nichts gebaut werden, wodurch das bestehende Liditrecht der 
Frau Walhauser störtly. Sehr haufig ist das Verbot des Fenster- 
brechens in den oben genannten Urkunden zu findenaa). Gleicher- 
weise wie das Fensterrecht wurde die Erlaubnis zur Anlage von 
Türen nach dem Nachbargelände durch Gerechtsame oder Dienst- 
barkeit gesichert. Der Besitz des Fensterrechts schlofi keineswegs die 
Erlaubnis ein, eine Türe oder Eingang anzulegen, noch war das 
Umgekehrte der Fall=). Gleich wichtig für Fenster wie fiir Türe 
waren Bestimmungen aber die Richtung des Aufschlags. Mit RU&- 
si&t auf günstigere Raumausnutzung und sonstige Vorteile des 

W) o)s, U. B. Wom, ii S. 667. 
lw) Böhmer, Urt. Frankfurt, ii S. 131 und S. 232. Baader, POL Ord., 

S. 288: .ez so1 dem pfarrehofe und audi der pfarre hause daz lieht niht 
da von werden verpauen. wan ez die k u n W t  hat gesagt, daz der pfarre 
hof und haus daz lieht darein haben -1.' 

m) Häuseimann, U. Braunschw., R S. 100, .da1 nene venstere maken 
in hern H. hof vorth' U. .nene venstere malten in S. grashof, noch an 
muren noch an dhake.'; Quellen Kaln, III S. 537 NI. 570: .nullum lumen 
parabitur de domo de Covulshoven super hereditatem dictom duorum 
fiatnim - - - ', Baader, Pol. Ord. S. 288: .ez so1 audi darauf dehain lieht 
in den kirchhof niht gehen.' 
la) Whmer, U. Frankfurt, I1 S. 131: .Fenster kann er machen - - und 

insal ouch in dieselben gazzen keiner hanäe dore machen, wan alse biszher 
da ist gewest, da er sin phert moge us und in zum drenke huan.'r 



nausoewohners wurden Tür und Fenster vielfach so befestigt, daß 
sie nach außen geöffnet werden konnten. Sollte dieser Gewohnheit , 
aus irgendwelchem Grunde nicht stattgegeben werden, so mußte 
eine besondere Auflage gemacht oder eine Verordnung erlassen 
werdenlw). Eine ganz allgemein gültige Verordnung erließ Niirn- 
berg und verbot für die unteren Geschosse die Anbringung nach 
außen aufsdhiagender Türen und Fenster, die gerade in den Erd- 

i 
geschossen der Häuser reichliche Ursache zu Mißhelligkeiten und 
Gefährdungen der Vorübergehenden gewesen sein mußten 'W). 

Fen~te~ergi€i~ung war bereits bekannt, aber bei dem hohen Wert 
des Glases nur für wenige Begüterte erschwinglich und daher meist 
nur an Kirchen, Schlössern und öffentlichen Gebäuden verwendet. In 
einer Kölner Urkunde von 1353 sind .geleisene vynstere' erwahnt 
und die hamburgischen Zunftrollen von 1375 enthalten Satzungen der 
.glazewerten, malere, der zadelere' und anderer Handwerker (Gla- 
ser, Maler, Sattler usw.) mit Einzelvorschriften über die Glasbearbei- 
tung lm). Zur Sicherung der Scheiben wurden Eisengitter nach außen 
(isere gesperre) oder eiserne Fensterrahmen (mit beslossen iserem 
gereymptze) nach außen vorgelegt107). Nicht immer kann aus dem 
Vorkommen von Eisengittem auf Verwendung von Glasfenstern ge- 
schlossen werden, noch weniger entsprang ihre Anbringung der Ab. 
sieht, das Haus damit zu sdhmüdren, sondern in den weitaus meisten 
Fällen bedeutete sie für den Besitzer des engmaschig vergitterten 
(getrailged) Fensters eine Einschränkung, durch die das AusgieSen 
von Flüssigkeiten oder das Hinauswerfen von Gegenständen auf das 
nachbarliche Grundstiidc verhindert werden sollte. Oft wurde diese 
Maßnahme angeordnet, um Gewerbetreibenden und Kaufleuten die 
Möglichkeit zu nehmen Verkauf aus dem Fenster auf die StraBe zu 
betreiben (,und daz er auch daz fenster auz dem beikeler solt ver- 
machen mit eisen, also daz er &ein kaufmanschaft do heraus soll 
vdil haben') lw). 

Die zuletzt angeführte Verordnung weist darauf hin, daß die Ent- 
wicklung der Städte wesentlich durch den Zuzug und die Ansiedlung 
von Handwerkern und Kaufleuten, denen im Interesse der Stadt und I 
ihrer Bewohner bereitwillig Bauplätze zur Verfügung gestellt wur- 
den, beeinflußt wurde. Bisher waren die Gewerbetreibenden ge- 
zwungen, die Erzeugnisse ihrer Arbeit, für die im Gebiet ihrer Ar. 

la) Quellen Köln, N S. 391 Nr. 356: .- - dat die dueren ind die 
vynsteren yren upgands ind yren zoganck van bynnese have soilen ind 
nyet van en buyssen, - -', Baader, P. O., S. 288. .ez so1 - - - noch 
kain lade her aus night gen.'; 

rar) ebenda, S. 289: .Ez so1 auch niemant aieinen laden noch &ein tür 
an haben noch anders niht, uber al die stat, an dem under gadem gen der 
straz herauz bei V pfunt; wer ez aber het U. ez niht abe tut, der muz 
geben die vorgenant puz.' 

las) Quel. Köln, IV S. 391 Nr. 356. 
lag Rüdiger, Hamb. Zunftrollen, S. 90 Nr. 16. Glaser, Maler pp. 
2'07) Quel. Köln, IV S. 391 Nr. 356. 
108) Baader, Pol. Ordn. Ntimberg, C. 291 9 5. 





ihrer Arbeitsräume an den Straßen gleichzeitig als Auslagen und 
Verkaufsstellen, da sie die Käufer so bequemer bedienen oder dur& 
Zuruf auf ihre Waren aufmerksam machen konnten. Dieser Brau& 
zog ailerlei Folgeersaieinungen nach sich, die behördliches Ein. 
schreiten veranlaßten. Der Wunsch, mehr Ware zur Ausstellung 
bringen, führte zur Mitbenutzung des Straßengeländes und dami 
zur Störung des Verkehrs. Es wurde deshalb der Umfang der Aus- 
lagen begrenzt, die Benutzung der Straße für sie verboten: 'Vortme 
en saial nyn kremer up syn vynster mer legghen wen ein doss' 
hasen unde schal ok sinen kraem buten de listen uppe de strate 
nycht legghen . . .' ll1). Im übrigen eignete sich das Fenster au 
dadurch sehr gut zum Warenverkauf, dai3 man leicht an ihm eine 
Klappladen anbringen konnte, der heruntergeklappt als Warentis 1 
zu benutzen war. Die Einrichtung wurde aus Eisen oder Holz ange. 
fertigt und als .ledn Jet' (Göttingen und Braunschweig), .lyd' 
(Prag) oder .listena (Hamburg) bezeidmet; der umgelegte Lader 
wurde dann entweder durch untergestellte Stützen in wagrechtei 
Lage gehalten und man sprach dann von .led upsluten' (.clausurano/ 
exponere') oder er wurde mit einer Kette, einem Eisen oder sonst 
wie festgehängt .ghehenget uppe de strate' In). Von den Stsdtverj 
waltungen wurden derartige Anlagen gerne erlaubt, man benutzt 
sie als gute Einnahmequelle, indem man für ihren Gebrauch ein 
Abgabe erhoblls). Die Breite, bis zu welcher der Laden in die Straß 
vorgestredct werden durfte, wurde auf ein HöchstrnaB festgesetzt i um dadurch allzugroßen übergriffen vorzubeugen. (In Prag betmq 
das vorgesairiebene Maß eine prager Elle = 62 cm) "9. Weiter wur? 
den zum Schutze der ausgelegten Waren und der Käufer über Fenj 
ster und Tür Vordächer angebracht, deren Breite nach einer Praget 
Verordnung auf ein äußerstes Maß von drei Ellen festgesetzt und 
deren Höhe über dem Boden so hoch angesetzt war, daß ein Reitel 
unbehindert darunter herreiten konnte ll'). Bei solch weitem Uber. 
hängen über das Straßengelände bedurfte das Vordach einer Unter- 
stützung, die ihm oft durch Pfosten oder Steinsäulen gegeben wurde 
Verband man diese Stützen unter sich und mit der Hausfront durcH 
Wände, in denen möglichst viele Fenster angebracht waren, so hattd 
man einen besonders lichthellen Arbeitsraum gewonnen, der s i d  
schnell großer Beliebtheit und vielgestaltiger Ausbildung und An 
wendung zu erfreuen hatte. Ihre Einrichtung blieb zunächst auf dar 
ErdgeschoB bzw. die rein gewerblichen Räume beschränkt. Sie wur- 
den, da sie auf eigenem Fundament aufgebaut waren, der groBei: 

U) Riidiger, Zunftrollen, S. 49 Q 6. 
11') Häuselmann, U. Braunschw., I11 S. 104 U. S. 499 U. mehr. - m) Schmidt, Gllttinger Urkundenbuch, S. 285: .we ok eyn led ghandt 

heft ut sineme hus eder boden dar he veyle Ware uppe heft, des de wart 
is, saial gheven von deme lede 6 Gott. pf. to tinse - - -.' 

114) Rllssler, hager St. R, S. 20 Nr. 32.; I 
fls) ebenda: .et etiam quod tectum sive tectura ipsius institae habeat 

in latitudine tres ulnas Pragenses, et in altitudinem ad unum equitem, quo 
possit subtus quilibet equitare.. 
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Gruppe der Buden zugeteilt, deren Häufigkeit durch die mannig- 
faltigen für sie iiblichen Bezeichnungen bewiesen wirdlls). 

Eine andere Art der Weiterentwiäciung der überdeckten Ver- 
kaufsstände bildeten die mandiem Stadtbild so malerischen Reiz 
verleihenden Vorlauben, die unter den Benennungen .hallen, vur- 
hallen (Köln), lauben (Nürnberg), loven, löven (Braunsdrweig) und 
in lateinischen Urkunden als .hallae (Köln), lobiae (Freiburg i. B.) 
und arcus lapideae (Freiburg i. U. und Burgdorf) auftreten. Diese 
Anlagen erstredrten sich öfter auf die Länge ganzer Straßenzüge. 
Sie waren weit über die Besitzgrenze des Hauseigentümers in die 
Straße vorgeschoben und bedeuteten somit einen viel gröBeren Uber- 
griff über den Gemeindebesitz, als dies bei Anlage von Keiierhäisen 
oder Auskragungen (.Überhangw) der Fall war. In ihnen konnten 
sowohl für den eigenen Bedarf wie auch zur Vermietung wetter- 
geschiitzte Verkaufsstellen und Auslagen eingerichtet werden, wobei 
der Nachteil mit in Kauf genommen wurde, da4 die von Pfosten oder 
Säulen getragene flache Decke oder die auf Steinpfeilem ruhenden 
Bogen und Gewölbe den dahinterliegenden Räumen viel Licht weg- 
nahmen. Das Verhalten der Behörden diesen Ausbauten gegenaber 
war sehr verschieden. In Ntimberg hatte die Stadt einen Maiglidhen 
ErlaB zum Abbruch der Lauben vor den Judenhausem erwirkt und 
verbot ansailießend jeden weiteren gleichartigen Bau slq. Die allge- 
meine Verordnung, da4 alle Vorbauten, Hallen und Lauben oder wie 
sie sonst genannt werden mochten, abzubrechen seien, war in Köln 
wohl 1355 erlassen, was aus einer in diesem Jahre besäüossenen 
Ratsverfügung über die Belassung von Vorgezimmer uinb Hallen an 
einem Hause am Altenmarkt entnommen werden kann 9. Die Stadt- 
verwaltungen von Freiburg i. U. und von Burgdorf gestatteten ihren 
Biirgem die Errichtung von Steinlauben und nahmen in die Hand- 
festen von 1249 bzw. 1316 die Satzung auf, dai3 es jdem Bürger 
erlaubt sei, steinerne Bögen vor seinem Hause zu erri&ten und auf 
diesen hoch zu mauemlg). Diese Erlaubnis der Errichtung der Lau- 
ben v o r den Häusern (. a n t e domum') bedeutet eine Freigabe 
städtisdien Besitzes an Private, wie sie wohl .w ided ichW öfters 
zu finden ist. Wenn aber, wie in diesem Falle, die Aufforderung zur 
Vorverlegung der Hausfront auf die Fluchtlinie der Bogen ausge- 
sprochen wird, so ist dies einer Veräußerung des Grundbesitzes der 

us) Es werden genannt: in deutschen Urkunden .buden, bauden, Breme, 
craeme, krame, gaden, gademen, gaedemer, koufgaden, Stadel U. andere*, 
in lateinischen Urk. .bodae, camerae, camerulae, caminatae, cubicula, in- 
stitae, chramae, crami, thecae, apotbcae, domunculae, mansiuncplae, 
tabemae. gades* (Gengler, S. 140). 

117).Baader, Pol. Ord., S. 288: .daz man von seiner haize - - - die 
lauben hat vor den judenhemern abe gebrochen und auch wil, daz die 
ewicli& nimmer euln wider gemacht werden . . .'. 
U) Quel. K61n, iV S. 404: .dat de h u p  vurMhreven muyt den vur- 

hallen miilen blyven staen, as sy nu staent ind dat man daemyt nyet 
voyrder ussvaren en sall - - -' 

W) Gaupp, Stadtrechte, I1 S. 106 und S. 139 Q 115. 



Gemeinde gleichzusetzen. Für den Hausbesitzer ergab das den Vor 
teil, daß ihm eine ausgiebige Erweiterung aller Stodcwerke über 
dem Erdgeschoß in rechtmaßigem VollgenuS der Anbaufitichen der 
Lauben ermöglicht wurde. Für die Allgemeinheit bedeutete die An- 
lage der Lauben mit ihren Pfeilern oder Säulen eine Abgrenzung, 
des Fußgängerverkehrs von der Fahrbahn, also eines getrennteril 
Fußsteiges, und für die Gewerbetreibenden die Sdiaffung wetter 
geschützter Verkaufs- und Auslagestellen. Die Erkenntnis, daB Lau 
bengänge bei guter Gestaltung das Aussehen der damit versehenei. 
Gebäude wesentlich verschönern und aus der Umgebung heraus-1 
heben konnte, veranlaßte manche Gemeinden und Verwaltungen 
sie bei öffentlichen Gebäuden, den Rathäusern, Kaufhäusern unc 
anderen anzubringen, zumal sie auch für öffentliche Zwecke wie z. B 
Gerichtsverhandlungen usw. benutzt werden konnten. 

Auch ohne unmittelbare Inanspruchnahme des Straßengeländes 
durch Pfeiler oder Stützen waren Erweiterungen der Wohnflächen 
der Obergeschosse möglich. Besonders bei Fachwerkbauten machte 
es keine Schwierigkeiten, die Dedcenbalken der Geschosse über die 
tragenden Umfassungswände hinausschießen zu lassen, wodurch dem 
Bauherrn die Möglichkeit gegeben war, die Wände des neuen Ge- 
schosses je um die Größe des Balkenvorsprungs vor die untere Wand 
zu schieben und dadurch die Räume der Obergeschosse in erwünschj 
tem Maße zu erweitern. Besonders bei mehrmaliger Wiederholung1 
des gleichen Verfahrens in mehreren Geschossen war der hierdurd 
erzielte Raumgewinn nicht zu unterschätzen und zugleich gab diesi 
Bauweise Gelegenheit zur Anbringung von allerlei Schmuckformen 
Die so entstehenden über die Straße hängenden Vorsprünge wurder 
ais .überzimmer" (Mainz) lm), . uzfanc" , . overbowe' (Köln) W) 
„uberhang, überhang" (Straßburg), .swibogen', .vberschussm (Prag) 
bezeidmet. Jeder Bauherr suchte natürlicheweise bei derartigen Er 
weiterungen möglichst viel Vorteil zu gewinnen und stredcte dies 

also manigen überhang über einander also er wolte und also Irin 

;1 
Uberhänge solange beliebig weit hinaus, als keine einschränkenden 
Vorschriften bestanden (.wan vormols mahte iederman an sin hu 

und gros also er ~ o l t e ' ) ~ ) .  
Als wichtigste MaSnahme, die gegen alle diese übergriffe de 

An- und Ausbauten in gleicher Weise gerichtet waren, muS da 
.Stangenrechtm genannt werden. Die Ubung dieses Rechtes bestan 1 
darin, deß der Stadtherr (Vogt, Burgherr usw.) zu verschiedened 
Zeiten einen Reiter durch die Stadt reiten ließ, der eine Lanze odei 
Stange von bestimmter Länge, gewöhnlich zwölf Ellen (ca. 7 m) 
quer über den Sattel liegen hatte. Stieß nun das eine oder andere 
Ende derselben gegen den Vorsprung eines Baues, so daS der Reitel 
die Stange nicht in gerader zur StraSenadise rechtwinkeliger Lag? 
durch die StraSe bringen konnte, so mußte der Bau, der das Hinder, 

m) Hegel, Maiazer Chronik, S. 46. I 

M) Quel. Koln, I S. 583. 
ur) Chroniken oberrh. Städte, I1 S. 724, 1298 StraBburg. 



nis bildete, abgebroaien werden, wenn der Stadtherr oder Rat nicht 
ausnahmsweise die Belassung des betroffenen Bauteiles gegen Zah- 
lung einer BuSe erlaubte. In Köln m d t e  der Abbruch bis Sonnen- 
untergang vollzogen und außerdem noch eine Strafsumme hinterlegt 
sein. War der Besitzer oder Erbauer nicht zu ermitteln, so wurde der 
.unbaua abgebrochen und das Baumaterial dem Burggrafen über- 
geben=). Uber die Zuständigkeit zur Ausübung des Stangenrecbts 
entstanden oft Zwistigkeiten zwischen den Organen der Stadtherren, 
den Vögten, den Burggrafen oder den Stadtverwaltungen, worüber 
aus Worms, Mainz, Nürnberg, K6ln und vielen anderen Städten Ge- 
richtsentscheidungen vorliegen. Mannigfaltig sind die Versuche zur 
Unterdrüdcung oder wenigstens Regelung des Uberhangs, sie be- 
wegen sich von der Begrenzung der AusladungsmaBe, der Beschrän- 
kung ihrer Anwendung auf nur ein GeschoS oder bestimmte Teile 
des Gebäudes bis zum gänzlichen Verbot M). Wurden derartige Ver- 
bote erlassen, so konnten die Besitzer von älteren Häusern, an de- 
nen Uberhänge vorhanden waren, nicht ohne weiteres zum Abbnidr 
derselben gezwungen werden, und man begnügte sich damit, ihre 
Anlage bei Neubauten zu verbieten-). Die scharfe Fassung der 
Verordnungen hatte zur Folge, da6 mehr und mehr Befreiungen von 
ihrer Einhaltung beantragt und erteilt wurdenm). Der Grund für 
diese Genehmigungen lag meist darin, da8 auf die aufstrebende 
Entwidslung von Handel und Gewerbe Rücksicht genommen wurde, 
die auf äußerste Ausnutzung des Hausraumes bis hoch in das Dach 
drängte. Bei Giebelbauten war es ohne Schwierigkeit mäglich, die 
hierbei notwendige unmittelbare Belichtung und Zugang durch ent- 
sprechende Maueröffnungen zu schaffen, bei Frontbauten, deren 

m) Quel. Köln, ii1 S. 557 von 1169 und Grimm, Weist., I1 S. 741: Es ist 
festgesetzt, .quod quando dictum Burgrauium edificia, que vurgezimbre 
dicuntur, frangere contigerit, querere debet, cuius est hoc edificium, et si 
non fuerit. qui prostetent, per sententiam scabini illud frangere debet et 
fragmenta edificiorum talium in suam faciet deferri conseniitationem. Et 
si fuerit, qui confiteatur, tale edificium esse suum, nihilominus illud franget 
et ille cuius est edificium vadiare debet dicto Burgrauio LX solidos, quos 
ipse soluere debet, antequam so1 resideat, et si non soluerit, penam 
duplicem incurret, - - -' 

le4) Chroniken oberrh. St., I S. 95 (ao. 1298): .dono& verbot men: wer 
do buwen wolte der solte keinen Überhang machen d e n n e e i n e n , und 
mahte eine benemde (Merkmal) dran, wie lang er solte dn, des maht man 
ein z e i b n  an die mure uf der grete (stufe)', und ebenda, 11 S. '324: .do 
gebot men das nieman keynen überhang klein oder gros me solte machen 
über die almende (1352).' 

W) Ouel. Köln, I S. 582 Nr. W: .Frontes quoque domorum nec non 
et alia edificia forum respicientia, que projectum habent, quod vulgo 
.uzfand' dicitur, super publicum locum, ita in futuro permanebunt. Domus 
uem que proiectum non habent, similia non attemtabunt - - - (1180). 
M) ebenda, IV S. 4ü4 Nr. 368 von 1355: ,It sy kunt, want vurgezimbere 

ind hallen wairen gemacht vur Gysen huyss des kruders upme alden 
marte - - - - so haent unse herren gemeynligen ind gantzen verdrage 
de vurgetzymbere ind dye hallen aff doyn brechen ind willent, dat de 
huyss vurschreven myt den vurhallen soillen blyven staen, as sy nu 
staent, - -' 





mehrerer Häuser auf schmalen, tiefen Grundstüdcen veranlate so die 
Bildung von Sackgassen (Blindgassen, plateae cecae) 7. 

Hiermit dürften die wichtigsten Verordnungen usw. Besprochen 
seia, die den Aufbau und das Aussehen des städtischen Wahn- und 
Geschaftshauses bis zum 14. Jahrhundert in stärkerem zu be- 
einflussen vermochten. Als einzelstehende, aber keineswegs minter- 
w a t e  Bestimmungen seien noch die beiden folgewlea Satzungen 
aus der Sammlung der braunsdweigischen StadtgesetzB von 1349 
angeführt: .M& scal sine wapene hebben in sineme huse, der rad 
wel anders sine pennige darvmme nemen' "). Es muBte also jeder 
Hausbesitzer durch die Anb-g seines Wappens das betreffende 
Haus als seinen ihm eigens zugeh6rfgm Besitz bezeiärnen, wenn er 
sich gegen einen Einspruch gegen sein Besitzrecht schiiiaen wollte.. 
Diese Bestinmiung fand auch in anderen Orten allgemeine Anwen- 
dung, sie darf wohl als Fortbildung der Anordnung betradxtet wer- 
den, wonsch bei Zuteilung von Bauholz der Empfänger gehalten 
war, das ihm zugeteilte Holz mit seinem Zeichen zu versehen, um 
dadurch die Beredttigung zur Abfuhr und Verwendung zu beweisen. 
In der weiteren Entwidrlung entstanden daraus die Hausmarken und 
spater die HausbezeicBnungen, üie eist in der Mitte des 19. Jh. durch 
Str-en und Hausnummer verdrängt wurden. W W e  durch 
die oben mitgeteilte Verordnung dem Haustiemt eine mrhältnis- 
mWHg kleine Verpflichtung auferlegt, so gewäMe ihm .dte andere 
Verordnung einen nicht zu unterschätzenden Vorteil, i n d a  sie sein 
Hans gegen jede BeschIdigung durch gewalttätige und rsbe Hand 
in Schutz nahm und jeden, der solcher Untat tiberMhsJ wurde, mit 
Freiheitsstrafe bedrohte: .Wer des anderen herberge stemede, dhore, 

m wand eder vensters unvledich makede, wert he ghemeldet vnde des 
bedreghen, men wel eme volghen mit der vestinge' 9. 

Von Nebengebüuden werden bis zum 14. Jh. meist nur die drei 
in den Rechtsspiegeln angeffihrten .Badc6fen, Genge, Schweinestall' 
genannt; die Prag6r und Brünner Gesetze begntigten si& sogar, die 
Verordnung der RechtsSpiegel wartlich zu iibernedimenUq. Nähere 
Bestimmungen aber die Errichtung der BaMfen sinä &alt ausdr&&- 
lich emahnt, sie fallen mit denen Ober Anlage von Feuersatten und 
damit denjenigen der Feuerordnungen zusammen. 

liuten ewiglich. und die dien alle tag offen sein una von d&? morgens 
untz ezzenzeit und mach ezzen untz biz naht, und suin auch di tür gen 
dem kyrdiofe a b  vergitert sein, daz dhein vihe hin durch auf den kyrrhofe 
gen mug. - - - -' 

m) W. ICöIn, 111 S. 235. 
m) Häuseimann, U. Braunrdiw., I S. 44 Cap. 39 Q 61. 
Ut) ebenda, S. 63 Cap. 53 Q 40. 

RBsrler, hager St. R, S. 150 Nr. 168; und Rasder, BBnn, S. 102 
Q 208: .Pakofen vnd geage, dte swachsit haiazent, sweinstel di so1 man 
pawen von dem rain drei hiaze, nuut ichol auch di ofen bewa~n an dem 
fewr, daz di funken ni&t varn in eins apdern mannes hoff zu sddam; 
Genge so1 man bewaren mit gebwde gegh eins anderes mannea hoff piz 
auf di erden.' 



I 

.Gengem und .SwaQeitm oder .~rivet'i und (heimeli 
Gemach) Wurden die Abortanlagen benannt Mei8tens wqnea es 
Hofaborte, seltener waren die hängenden Aborte, von danen e 
späterer ScMftstelier schreibt: .Unsere Vo ahreti haben ihre, ,Sekr 
tsr an den Haeusern nur gleichsam ang aengt, wie etwan ein r 4 &hwJkxe ihr Nest an eine Wand setzt oder anhaengt, wpdwch frey 
U& g88Qehen koennen, dai3 kein GestandE in das Zimpier zurued 
getm'tea, weil die Lufft gleich den Gestan* unter dem frey schwe 
be& Sekrete wegge fuehret, allein die Feetigkeit ist darbe1 

setgte #i& das Qerbo 
alle d e r e n  Anlagen 



durch Bescfiluß des Gemeinderates Befreiung erteilt werdem, wem die 
Anlage nach besonderer Vorschrift des Baumeisters ausgefhhrt wurde. 
Zum Schutze der Nachbarn war der Abstand der Abortanlage von 
der Grenze gesetzlich festgelegt, die Fallröhre mußte bis zur Erde 
und ihr Inhalt durch einen Kanal geführt und in einer Grube auf- 
gefangen werden. Für die Ausführung der Grubenwande wurden 
schon frühe besondere Arbeitsbestimmungen erlassen. Nach Brünner 
Recht durfte in dem schmalen Winkel zwischen zwei Gebauden nur 
dann ein Privet angelegt werden, wenn seine Umfassungswände bzw. 
die Wände der zugehörigen Grube 1'11 Stein und die Hausmauern 
3 Fuß stark gemauert warenm). in demselben Rechtsbuch wurde 
weiter bestimmt, da6 der Mindestabstand der Grube von der Nach- 
bargrenze 3 FuS betragen mußter war aber die Möglichkeit v o r  
handen, die Grube ohne Benachteiligung ihres Besitzers an einer ent- 
fernteren Stelle anzulegen, so sollte diese im interesse des Nachbarn 
gewählt werdenm). Beispiele für gemeinsam angelegte und benutzte 
Gruben finden sich ebenfalls in den Urkunden der damaligen Zeit 
und berichten von mancherlei Meinungsverschiedenheiten aber die 
Frage der Verpflichtung zur Reinigung und Leerung der Gruben. 

Da6 man den Weg zu .seinem gemache' durch eines anderen 
Anwesen oder gar Wohnung nehmen mußte, zählt durdiaus nicht zu 
den Ausnahmen und bereits bei Abschluß von Kaufvertragen mußte 
die entsprechende Gerechtsame gesichert werden (,- - unde beholt 
den gang uppe de hemelecheyt (Abort) met sim sinde (Gesinde), - -')lra). Besonders in Fallen, bei denen mehreren Hausern oder 
Bewohnern das Benutzungsrecht für eine .Kammera zustand, wur- 
den entsprechende Eintragungen in Verträgen oder Schrehurkun- 
den aufgenommen lu). Eine gesetzliche Verpflichtung zur Anlage von 
Aborten war so lange nicht notwendig, als der Bauherr nur für sich 
und seine Familie baute. Wenn er aber sein Eigentum nicht selbst 
bewohnte und anderweitig vermietet hatte, dann hatte er selbst kein 
Interesse an der notwendigen Anlage und bestritt die Verpflichtung 
zu ihrer Erstellung. in solchen Fällen griff manche Stadtverwaltung 
mit Verordnungen ein und verlangte, da8 der Mietherr für seine 
Mieter Aborte anlegen mQBte (.Swer hindersezen hat oder haus- 
genozen, der so1 haben ze sinen hausgenozen und ze sinen hinder- 
sezen ain privet') lU). Die Reinigung der Gruben und die Beseitigung 

m) Rössler, Brtinn, S. 103 5 210. 
m) Ebenda, S. 104 P 211. 
140) Hauselmana, Urk. Braunschw., I11 S. 213 von 1330. 
lu) Quel. Köln, IV S. 430 ff. Nr. 387 8 4 U. P 10: .Es wird en-eden, 

.dat Gyse ind Stme elude vurscreven, haven  und beha lden  s u l e n  
den zoganc zo der heimlichen cameren mit vumerden: Wanne die heim- 
liche camere noit hait, eit daran weder ze machen of sy ze vegen, dat sy 
ir gebur van der cost, die dat cosde, geven ind bezalen sulen. - - -' 
U. .ind also die beyde zwey huym vurscreven mallich w e n  zugaadr 
haven suelen ZU der heimligher cameren, die in demselve durganghe 
steit, - -' 

lu) Baader, Pol. Ord., S. 288. 
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1 
ihres Inhalts war dem freien Ermessen des Hausbesitzers überlass 
Erst spätere Gesetzeswerke erstrebten eine Regelung, indem sie 

schrieben wird. Etwas mehr Beachtung fanden die als . 
bezeidineten Einrichtungen, die meist von Hufsaimieden 

der an ein Stallgebäude zu stellenden Anforderungen in 
Weise, vielfach ohne feste Wände und Boden erstellt 

la) Quel. Köln, S. 127 Nr. 42. 



für Badshaus, Dörrofen und mit Feuer arbeitenden Werkstätten, die, 
wie schon oben erwähnt, in Feuerordnungen und Zunftordnungen 
Aufnahme gefunden haben. 

Die Hofstatt war der alten Uberlieferung entsprechend umfriedet. 
In den Städten hatten die hierfür erlassenen Bestimmungen der drei 
Rechtsspiegel Gültigkeit und wurden nur unter Einbedehmg ver- 
wandter Sätze des Adrerrechtes, wie z. B. in Brünn, ergllnzt Vor 
d e n  Dingen wurde die Anwesenheit des oder der Nachbarn bei der 
ersten Anlage neben der Zuziehung der Baumeister gefordert. Die . 
Haftung für allen infolge mangelhafter Ausführung oder Instand- 
haltung des Zaunes entstandenen Schaden wurde, wie herkOmzniich, 
dem Besitzer des Zaunes auferlegt. Als neue Vorsdwift kam nur eine 
Ausführungsbestimmung hinzu, die es jedem ermöglichte, ohne 
Sdiwierigkeit den Besitzer der Einfriedigung festzustelien. Im Redits- 
buch der Stadt Prag ist 1394 zu lesen: .Wer seinen Zaun zeunen sul, 
der so1 este von den gerten in seinen hoff keren vnd anders 
nyemt (nirgends) I*).' Natürlich stand die Unterhaltspflicht dem Be- 
sitzer zu und wenn die Einfriedigung aus gemeinsamen Mitteln er- 
stellt war, muSten sie .beyde dene tun in erme hove twischen en 
twen beyde bewaren l4?.' 

Grünflächen belebten das Stadtbald je nach Ausmaß des durch die 
Stadtmauern umsddossenen Gebietes durch einzelne kleinere Gärten, 
die in den Hofreiten in unmittelbarem Ansdduß an Wohnhäuser von 
deren Besitzern angelegt waren. Darüber hinaus teiIten die Ge- 
meinden unbebautes Gelände zwischen den äußeren und inneren 
Mauem oder sonstigen Befestigungsanlagen (z. B. innerhalb des 
Zwingers) oft in Parzellen auf und verpachteten diese gegen Garten- 
zins (gerten zins) an die Biirger der Stadt. Im Weichbild vor den 
Befestigungen wurden gleicherweise Pachtgärten von meist grö0e- 
rem Ausmaß angelegt und vergeben. Das ganze so verwendete Ge- 
lände lief unter Bezeichnungen wie "gartland, artland, arthaft ackern 
als Land, das nur mit dem Spaten bearbeitet wurde. Je nach Be- 
pflanzung wurden die Einzelstiicke als Küchen- bzw. Krautgiirten 
(wurtzegarten, crutgarten), Rosengarten, Obstgarten (boumgarten, 
pomeria), Kirschgarten (kirsgarten, orti cerusorum), Weinberg (wein- 
garten, wyngarten) und ähnlich benannt. Mit Riicksicht auf die 
Sicherheit der Stadt war allgemein die Errichtung von GeMLuden in 
ihnen verboten1@). Wenn ausnahmsweise ein solches genehmigt 
war, muSte sein Besitzer darauf gefaßt sein, da6 bei drohendem 
feindlichen Angriff es ebenso niedergelegt werden muSte, wie alie 

la) Rössler, Prager St. R, S. 150 Nr. 167 und Briinn, S. 102 8 208: .Item 
sepem faciens ramos virganim ad curiam vicini non vertet.' 

147) Hiiwelmann, Urk. Braunschw., iII S. 524. 
la) Baader, Pol. Ord. Nümberg, S, 291: es ist verboten, aber oft nicht 

beaatei, .das nu fiirbas nyemants in einer meil Wegs awserhalb und 
gerings umb dise stat, es sey in garten oder annderen enden, sinicherley 
newer gepew, weder hewser, stedel, abseiten, keler oder annders auff- 
ri&ten, pawen oder machen lassen SOU.' 



dort befindlichen Dune, Bäume und Strauchwerk, damit die Feinde 
ihnen nicht Schutz und Deckung finden konnten. In der Chronik vo ' 
StraSburg aus dem Jahr 1375 schreibt Königshofen: ,Nach sant Adolfe 
Tage brechent die von Strosburg abe den herlichen spittel bi unse i frowen bruedern und sant Elzabet closter und vil hüsere umb die 
stat die nohe bi der ringmuren stundent und verbranten sü, das si+ 
die vigende nüt sdtent darinne enthalten. men hieve ouch die boum 
abe umb die stat, das man Vene möhte gesehenla).' r Die Frage der Gebrauchs- und Trinkwasserbeschaffung erforderte 
infolge Zunahme der Bevölkerungsdichte größere ~ufmerksamke# 
und Mitarbeit der Behörden. Es genügte nicht mehr, lediglich darüb 
zu wachen, daß die einst in Anspruch genommenen Quellen un 
Schöpflöcher oder Zisternen so verwahrt sein sollten, daB wed 
Mensch noch Tier darin zu Schaden kommen könnew). Jetzt g 1 
es, die Wasserbeschaffung selbst zu fördern und zu sichern. Di 
innerhalb des Mauerberings zutage tretenden Quellen waren bal 
voil in Anspruch genommen, so daB Tiefbrunnen angelegt und e - 
giebigere Vorkommen von aui3erhalb in Anspruch genommen we 
den mußten. Mit Rücksicht auf die hohen Kosten solcher Anlage 
muSten hier die Gemeinden helfend einspringen. Sie ließen dur 
Fachleute Quellgebiete suchen und beauftragten sie, das Wass 

i 
.durch ein frisch bächlin, durch hölzerne teuschel (Röhren aus au - 
gebohrten Stämmen) oder bleyene rören' der Stadt zuzuführenm , 
in Brunnenkammern zu sammeln und auf verschiedene Entnahm - 
stellen zu verteilen. Die allgemein üblichen Bezeichnungen für dies 
waren: .fons, puteus, bom, brunnen, urspring, pütz, putte, sod un i soet', nach Art der Wasserentiiahme aus ihnen unterschied man 
Schöpf- oder Ziehbrunnen (Gaigenbrunnen, galprunnen) und laufendb 
Brunnen (fliaende born) auch Stockbrunnen genannt. himpen wareh 
bis zum 14. Jh. noch wenig in Gebrauch. Zur Kennzeichnung er- 
hielten die Brunnen meist Beinamen, die im Ort ihrer Aufstellun 
in geschichtlichen Begebenheiten, in der Art ihrer Ausgestaitun 
usw. ihren Ursprung hatten. Markt-, Gerichts- und Rastbrunnen g 

volle Gestaltung das Ansehen und den Wohlstand der Gerne 

f 
ben ihren Erbauern günstige, oft benutzte Gelegenheit, durch kuns)- 

zur Geltung zu bringen. Ein größerer Aufschwung im Wasserle - 
tungsbau der Städte setzte erst nach dem 14. Jh. ein. Bis dahin s 3 
größere städtische Anlagen bekannt: in Nürnberg, wo 1362 mit de 
Bau des schönen Brunnens begonnen wurde, in Zittau 1374, Be r%: 
1393, Augsburg 1412, Konstanz 1436 und Breslau vor 1450. In Frei- 
burg i. Br. war schon 1333 ein Brunnenmeister eingestellt und e' 
Brunnenmeisterordnung erlassen. 7 

Nach altem Gesetz war es jedem Eigentümer gestattet, auf se - 
Sm) Chroniken der oberrh. Sttidte, StraEburg, I S. 685. 

t 
m) Schw. Sp., S. 87 Art. 181: .Swer brvnnen oder grvben grebet, der 

so1 si bewerken alae hohe, das ez einem man vber sin knie gange, tvt er 
dez nvt, swelh s b d e  da von gesaiiht den so1 er gelten.'; 
ur) M. Heine, S. 326/27 aus Sebitz. 



nem Grundstück einen Brunnen bis zu beliebiger Tiefe zu treiben 
(.quod in suo fundo cuilibet licet fontem fodere, ita profundum sicut 
placet, - - 3). ). Die Ausiibung dieses Rechtes durch die Bflr- 
ger bedeutete für die Gemeinden eine Erleichterung ihrer eigenen 
Aufgabe und deshalb förderten sie das Bestreben zur Anlage privater 
Brunnen nach Möglichkeit. Sie erteiiten die Genehmigung bereit- 
willigst, unterstützten den Erwerb des für seinen Zwedc notwendigen 
Quellgnmdstückes und des für die Zuleitung in Anspmch zu neh- 
menden Geländes. Wer es auf seinem Eigen nicht beschaffen konnte, 
dem halfen sie bei der Errichtung etwa notwendiger Servitute und 
unterstellten die Brunnenanlage der besonderen Obhut der Gemeinde 
und des Brunnenmeisters. Die Brunnennutzung stand in erster Linie 
dem Besitzer zu, konnte aber in freier Vereinbarung auf andere Be- 
wohner des Grundstiidces, auf Hintersassen, Bewohner der Straßen- 
züge und StraBenbezirke ausgedehnt werden, woraus sich allmählich 
die Brunnen- oder Soet-Genossenschaften mit eigenen Satzungen und 
Gereditsamen entwickelten. In Stadtordnungen treten Brunnenan- 
lagen meist nur durch Polizeiverordnungen über ihre Reinhaltung in 
Erscheinung: .wer der ist, der den brunnen an dem milchmarkt un- 
reinet oder sein hente darein wesschet oder sein füz, der so1 geben 
zwene so1 9.' 

Selbstverständlicherweise mußte die Ableitung iiberschüssigen 
Brunnenwassers von den Brunnenbesitzern getätigt werden. Die Ge- 
meinden benutzten dazu saimale und flache Rinnen an Wegen und 
Straflen bis zur Einmündung in einen Graben oder offenen Wasser- 
lauf, die als .dole, aducht, eyduch, eyzucht, ach, canal' bezeichnet, 
ohne Sicherung ihres Bodens gegen Versickemng einfach in das ge- 
wachsene Gelände gegraben oder gehackt waren. Alles im Haushalt 
anfallende Saimutmvasser mui3te der Hausbesitzer auf sein Grund- 
stück lenken, um es dort zunächst in Gruben (cloaca, dolium, dole) 
anzusammeln, bis es abgefahren oder in anderer für die Nachbar- 
schaft unschädlicher Weise beseitigt werden konnte. Ausgießen und 
Aussdiütten in die Winkel (.da2 sie keinen unflat darinwerfen ader 
giezen M) '), und das Ableiten des Kiichenausgusses ("durchgainder 
wessersteyn m) ', . kudienschaff m) ') auf Nachbar- oder Gemeinde- 
besitz wurde streng bestraft: .Ez ist auch gesetzet, swer rinnen hat 
gende aus seiner kuchen oder aus seinen heusem und unrain wazzer 
dar aus geuzzet unde laitet, der muz geben ie vondem tage ain pfunt 
als ofte er gerüget wirtu?.' Fiir Ableitung gr8Berer aus gewerb- 
lichen Betrieben, Brauereien, Mäizereien, Badstuben, Gerbereien usw. 
anfallenden Abwassermengen muSten die Besitzer der Betriebe durch 

iar) RBssler, Bninn, S. 42 8 81. 
m) Baader, Pol. Ordn. Nürnberg, S. 275 Nr. 2. 
sm) Rössler, Prager St. R., S. 22. 
iss) QueL K&ln, iV S. 391. 
rw) ebenda, V1 S. 129. 
lm) Baader, Pol. Ord., S. 288. 



Anlage eigener Gruben (cloacae) besorgt sein1*). Nur langsam b@- 
quemten sich die Gemeinden zur Ausführung von ~ntwässerung$- 
anlagen aus öffentlichen Mitteln, die erst nach dem 14. Jh. wirksamk 
Gestalt annahmen. 

Die technische Ausführung der Straßen und Gassen lag noch seUr 
im argen. Die Chronik der schwäbischen Städte bringt über den Zu- 
stand derselben bis Ende des 14. Jh. die folgende Beschreibung: 
ist ze wissen, daß sicher ain grosse notturft was, dass man pflaste 
dann es was zu aller zeit kottig überall in der stat und Wasen 
und umb hültzin stapfen (hölzerne Schrittkiötzer) über die gasse 
und gross fürsdilacht (erhöhte Fdsteigteile) vor den heusem 
tief kottig weg in der strass, dass kaum ain wagen dem andem $ g - 
weichen mocht in ainer weiten gassen, und besonders auf de 
Hohenweg da waren .der hoch fürschlächt vor den heusern und 
strass so tief und kottig und vil stapfen über die gassen, dass m 
hart und mit müe dardurch gefahren mocht?.' Die Reinhaltun , 
bauliche Unterhaltung und sogar die Herstellung der Straße W 

schränkte sich auf Einbringen und Ausbreiten von Feldgest 
Geröll, Kies und Erde auf dem als Weg vorgesehenen Geländ 
das in gewissen Zeitabschnitten wiederkehrende Ausfüllen 
eingesunkener Wegstellen mit dem gleichen Material. Sol 

5 Aufgabe des Anliegers. Die ganze Kunst des Straßenbaues be- 

Ben wurden "stratae, steinen wege, stainwege und steinen 
genannt. Straßenpflaster (pavimentum) aus bearbeiteten Steinen 
Belegen mit Steinplatten (estric, estrich) wurde 
Handwerker (pavimenter) ausgeführt, blieb aber wegen 
Kosten zunächst nur auf Teilstüdre und vorzugsweise die 
FuSsteigen vor den Häusern, .hoch fiirschlacht' genannt, 
In Braunschweig erscheint in den Stadtgesetzen 
stimmung, wonach ohne Zustimmung des Gem 
enne nyen stenwedc setten eder hoghenm)' dürfe. Durch Urkund 
sind frühe Straßenpflasterungen nachgewiesen in: Lübedt 1310, 
Straßburg 1322, Wesel und Aachen 1324, Prag 1331, Nümberg 1368, 
Breslau 1406 und Augsburg 141 2 le1). 

Eine Straßenbeleuchtung kannte man zu damaliger Zeit no 
nicht, und wer nach Einbruch der Dunkelheit außer Hause war, m d  e 
seine eigene Windlaterne mit auf den Weg nehmen: .Item nyem 
sal ane geluchte gen in der stat after der winglocken, - - 4 ' 

Das Studium von Urkunden und Gesetzen bis Ende des 14. . 
(soweit sie dem vorliegenden Aufsatz zugrunde gelegt werden k o a -  

Iss) Rossler, Prager St. R., S. 22: .- - - , quod nemo ex nobis emit t 
aquam de brasiatoria et de balneo suo ad viam vel vicum, sed quod aqu 
ipcuim teneat in area domus suae.' und .- - nemo habeat kanale t 
doiium braxatorium ad extra domus suae.' 

m) Chronik der schwiibis&en Stadte, I1 S. 146; 
160) Häuseimann, Urk. Braunschweig, Cap. XXXM. 8 66. 

1 
Mi) Ernst Gasner, Zum deutschen StraSenwesen, Leipzig 1889 und 

Heyne, S. 330. 
1st) Grimm, Weist. I, S. 508: Seligenstadt, Sandweistum V. 1423. 



ten) zeigt, daB alle die bauliche Entwidslung der Städte angehenden 
Bestimmungen auf altüberkommenem Recht und Gebrauch fuSten 
und langsam der wirtschaftlichen Entwidsluna folaten. Sie entstanden 
aus ~r fahrun~en über die praktischen ~rfoidemisse, konnten aber 
nidit immer schnell genug alles erfassen, was zur Verhtttung von 
Schwierigkeiten für die Allgemeinheit und die beteiligten Einzel- I 
Personen notwendig war. Im Verhältnis zu ihrem wirkangsgebiet 
ist die Zahl der Verordnungen gering. Das gesunde natürliche Emp- 
finden der Bevölkerung und insbesondere der Handwerker verhin- 
derte unsachgemäße Auswüchse und trug dadurch wesentlich zum 
Entstehen guter Städtebilder bei. Sorgfältig ausgearbeitete und streng 
durchgeführte Stadtplanungen entstanden erst in späteren Jahrhun- 
derten und brachten auch in dazu erlassenen Gesetzen und Verord- 
nungen den zeitlich bedingten Fortschritten entsprechend gesund- 
heitliche, teainische und künstlerische Gesichtspunkte zur Auswir- 
kung. 




